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Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung töm 4$„ Dezember
4974 durch den Vorsitzenden Richter '

B r a c k m a n n, die Richter K ü 8 t e r

i

und Dr„ K r a s n e y sowie die ehren—

amtlichen Richter E n d r e s und B e e r

für Recht erkannt: , '
_ —. . _„

Die Revisionen gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 22° Januar

4975 werden zurückgewiésen° '

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der ”1921Lin Ostpreußen geborene Beigeladene Erwin

S ;:fiiz\S.) kam 4945 in das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland Im Juli und im Oktober 1947 beantragte er

bei der Lendesversicherungsanstslt (LVA) Hannover,
lu9enctelle Verden, die Gewährung von Leistungen

rufgrund der Sozialversicherungs-Direktive Nr„ 2?

(BVD 27) mit der Begründung, Anfang 4945 bei der Aus—

übung militärischen Dienstes durch Granatsplitter ver—
aundet rorden zu sein° Die LVA erkannte nach einer

ärztlichen Untersuchung durch Bescheid vom 12. März 49u8

cn, daß der “Verlust des linken Oberarmes" sowie eine

"geringe Verkrüppelung des rechten Mittelfingers nach
Granatcplittezverletzung" infolge Kriegseinwirkung

cuts tsnden seien, sie gewährte S„ vom 1„ Oktober 49“6

en Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (”dE}

um 70 V.H.. Dieselben Gesundheitsstörungen — nach einer

ZdE um 70 v. H - xurden in dem ohne ärztliche Unter—

suchung erteilten Umanerkennungsbescheid des Versorgungs—

rmts (Versorgn Ve1den vom 24‚ August 4954 als Schädi-

gun”°‘olgen one1kennt. Eine vom Versorg■ veranlaßte

ärztliche Untersuchung am 8“ Dezember 1967 führte zu

Zreifeln daran, daß die anerkannten Gesundheitsstörungen

Schädigungsfolgen seien° S„ räumte daraufhin ein, nie
Soldat ger sen zu sein° Durch Bescheid vom 21„ Februar

4968 hob das Versorg■ die dem Beigeladenen erteilten

Bescheide wegen zueifelsfreier Unrichtigkeit auf und

forderte zugleich die vom 10 Oktober 4946 bis zum
34. Januar 1968 gewährten Versorgungsleistungen im
Betrcg von DM 26.309,— von 8° zurück° Diesen Bescheid

hat S° nicht angefochten. Auf den Rückforderungsbetreg

' :ehlt S° monatlich DM 50,— an die Versorgungsverwaltung°

i£iAm 2“. Januar 4968 beantragte S„ bei-der Beklagten

\N
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(Bundesrepublik Deutschland, —
Bundesausführungsbehörde für

Unfallversicherung —
), ihm Verletztenrente aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung zu
gewähren: Er habe im Februar‘

4954 seinem Vater, der Melker auf einem Gut in Ostpreußen

gewesen sei, helfen müssen, sei bei der Arbeit gestürzt und

so schwer verletzt werden, daß ihm der linke Arm habe ab—

genommen werden müssen. Bis 4944 habe er von dem zuständigen

Uniallversicherungsträger eine Ver1etztenrente erhalten;—?'

die Unterlagen darüber seien ihm auf der Flucht verloren—

gegangen. Durch Bescheid vom 24° Oktober 4969 gerährte ihm

die Beklagte aufgrund des Fremdrentengesetzes_(FRG) vom
25. Februar 4960 eine Dauerrente nach einer MdB um 60 V.H„

wegen des Verlustes des linken Armee bis auf einen Stumpf

von 40 bis 42 cm, und zwar vom 4° Januar 4968 an. Die Nach—

zahlung für die Zeit bis zum 30. November 4969 in Höhe von
DM 5.487,04 überwies sie im£äuverständnis mit S° an das ?

VersorgA Verden. ‘ ' ‘

Im Oktober 4969 machte der Kläger (Land Niedersachsen, ’\

Landesversorgungsamt) gegenüber der Beklagten einen auf

@84 b des Bundesversörgungsgesetzes (BVG) gestützten EI-Q
satzanspruch wegen der von S° in der Zeit vom 4° Oktober

4946 bis zum 54° Januar 4968 zu Unrecht erhaltenen Ver—

sorgungsbezüge geltend° Die Beklagte lehnte eine Zahlung

‘ mit der Begründung ab, daß S. für die Zeit vor dem

14° Januar 4968 eine Unfallrente nicht zustehe°

Hit der am 25„ März 4974 erhobenen Klage hat der Kläger

den Ersatzanspruch weiter verfolgt° Das Sozialgericht (SG)

Hannover hat durch Urteil vom 29„ März 4972 die Klage —@‘

abgewiesen: Die Beklagte brauche dem Kläger nur insoweit ‚'

Ersatz zu leisten, als dem Versicherten (so) ein Recht auf.\
leistungen aus der Unfallversicherung dem Grunde und der

Höhe nach gegenüber der Beklagten zustehe; nach @45ü6 der '
Reichsversicherungsordnung (EVO) idF_des UVNGiVm.5 40 FRG
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sei die Beklagte für die Zeit vor dem 4. Januar 1968
zur Leistung an S° nicht verpflichtet. Das SG hat die

Berufung zugelassen°

Im Berufungsverfahren hat die Beklagte sich verpflich—

tet, dem Kläger die dem Beigeladenen für die Zeit vom
24. Januar 1964 bis zum 51. Dezember 4967 gezahlten

Torcorgungsbezüge bis zur Höhe der dem Beigeladenen

:ufgrund der Vorschriften der EVO aus Anlaß des Ar—

heitsunfalls für diese Zeit zustehenden Entschädigung

zu ersetzen°

Durch Urteil vom 22. Januar 4973 hat das Landes-
cozialgericht(L8G) die Berufung des Klägers und des

Beigeladenen zurückgewiesen und zur Begründung aus—

geführt: Der Anspruch‘des Beigeladenen S‚_auf Gewährung

von Terletztenrente aus Anlaß des Unfalls im Februar

1934 sei dem Grunde nach gerechtfertigt° Die Beklagte

ktnne die Auszahlung der Leistungen für die Zeit vor

dem 24. Januar 4964 jedoch wegen Verjährung des An—

spruchs verweigern. Bei dem Anspruch des Klägers

hcndele es sich um einen zwischen Trägern des öffent—

lichen Rechts strittigen Ausgleichsanspruch, der für

die Zeit vom 4‚ Juni 4960 an in 5 84 b BVG(idF des
4. KCG vom 27° Juni 4960) positiv geregelt sei. Der
Gesetzgeber habe aber durch diese Vorschrift lediglich

klargostellt‚ daß in Fällen, in denen die Versorgungs—

vo:valtung zu Unrecht leistungen gewährt habe, die ein

endcror öffentlich-1echtlicher Leistungsträger hätte

gerähren müssen, im allgemeinen ein Ausgleich vorzu-
nehmen sei; @ 84 b BVG regele also etwas, was als

Rechtsinstitut der "Abwälzung" bereits bestanden habe.

Der Ersat2anspruch sei jedoch dem Umfang nach begrenzt.

Es handele sich nicht um eine spezielle versorgungs—
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rechtliche Norm, die den zuständigen Leistungsträger ver—

pflichte, die von der Versorgungsbehörde im Einzelfall er—

,
brachten Leistungen unabhängig von den zugrundeliegenden

Leistungsansprüchen nicht versorgungsrechtlicher Art zu
ersetzen„ Der zuständige Leistungsträger sei nur insoveit
ersatzpflic-htig9 als dem Versicherten gegen den zuständigen

leistungsträger ein Anspruch auf Leistungen zustehe. Der
Beigeladene S° aber könne von der Beklagten die Auszahlung

der Verletztenrente für die Zeit vom 4° Oktober 4946 bis

zum 25° Januar 4964 nicht beanspruchen, da sich die Be—

klagte zu Recht auf die Verjährung (5 29 Abs„ 5 RVG) be—
rufen habe. Der Antrag auf Entschädigungsleistungen sei in

'der Unfallversicherung keine materiell—rechtliche Voraus—

setzung für die Entstehung des Rentenanspruches° Der An—

spruch entstehe vielmehr und die Verjährung beginne somit

in dem Zeitpunkt, in dem er hätte geltend gemacht werden
können. Es könne nicht mehr festgestellt werden, ob der

zur Unfallzeit (4954) in Ostpreußen zuständig gewesene
’Träger der Unfallversicherung den Entschädigungsanspruch

_
bindend festgestellt habe; daher sei der Anspruch des Bei—

geladenen 8„ auf Auszahlung der einzelnen monatlichen Ren—

tenleistungen im Zeitpunkt der Antragstellung am 240 Januar

4968 für die Zeit vor dem 24° Januar 4964 selbst unter &. „'
Berücksichtigung der Vorschriften über die Hemmung von‘

IV

' Fristen durch Kriegs— und Nachkriegsereignisse verjährt.

Unter diesen Umständen habe nicht geprüft werden müssen,

ob die Beklagte überhaupt erst vom 4° April 4952 an lei—
_

stungspflichtig sei (@ 47 Abs° 4 und 2 des Fremd—und Aus—
landsrentengesetzes —FAG- vom 7. August 4955 — BGBl I 8'48—)°

Der 4947 gestellte Antrag des Beigeladenen habe den Ablauf

der Verjährungsfrist nicht gehemmt (@ 4549 EVO)° Die Be-

rufung der Beklagten auf die Verjährung stelle sich nicht

als unzulässige Rechtsausübung dar; der Kläger müsse sich

das Verhalten des Beigeladenen entgegenhalten lassen, der

_ 6 _
(
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gewußt habe, daß er
einen

aus der Unfallversicherung

zu entschädigenden‘Arbeitsunfall erlitten habe. Außerdem

habe der Kläger vorwerfbar versäumt, den Sachverhalt
frühzeitig aufzuklären; der Beigeladene habe nämlich

1947 zvei einander widersprechende Darstellungen über

seine angebliche Wehrdienstschädigung gemacht, die den

Kläger zu weiteren Klärungen hätten drängen müssen"

Das ISG hat die Revision zugelassen.

Der Kläger und der Beigeladene haben dieses Rechtsmittel

eingelegt°

Der Kläger rügt: Das LSG habe das_Wesen der Verjährung}

‘verkannt. Die Verjährung gebe nur das Recht, die Leistung

zu verweigern, lasse jedoch den Anspruch und die Ver—

pflichtung bestehen. Schon nach seinem Wörtlaut sei 5 8”1 b
BYG somit erfüllt„ Es würde aber auch Sinn und Zweck

dieser Vorschrift widersprechen,
wenn der Versorgungs—

verraltung entgegengehalten werden könnte, der Betroffene

sei gegenüber dem richtigen Leistungsträger untätig ge—
blieben° Denn @ 81 b BVG setze ja gerade voraus, daß der

Betroffene seine Rechte gegenüber dem richtigen Leistungs—

träger nicht geltend gemacht habe. Dem Beigeladenen gegen-
über habe die Einrede der Verjährung für die Zeit vom

‚1. Oktober 4946 bis zum 25, Januar 4964 darüber hinaus
nicht erhoben verden können, weil dieser überhaupt

keinen fncpruch für diese Zeit geltend gemacht habe"

Das Fechtsschutzbedürfnis für die Klage sei unabhängig

ÖTVOH gegeben, daß die Kriegsopferversorgung aus Hitteln

des Bundes geleistet werde° Auch das Bundessozialgericht

stelle in Übereinstimmung mit dem Bundesverfassungs—

gericht und dem Bundesgerichtshof nicht darauf ab, aus
? welchen Nitteln die jeweiligen Leistungen zu erbringen

„ 7 _
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seien° Daraus folge, daß im vorliegenden Fall keine recht—
lichen Bedenken gegen die Prozeßführung des Landes Nieder—

sachsen gegen die Bundesrepublik bestünden° Darüber hinaus

sei zu berücksichtigen, daß die Haushaltsgrundsätze der

Klarheit und Wahrheit eine Vermischung von Einnahmen und

Ausgaben verschiedener Bundesbehörden nicht zuließen.

Gemäß 5 64 der Bundeshaushaltsverordnung vom 49. August

4969 (BGBl I 4284) dürften innerhalb der Bundesverwaltung
Vermögensgegenstände

nur gegen Erstattung ihres vollen

Wertes für andere Zwecke als für diejenigen verwendet werden,

für die sie beschafft worden seien; Aufwendungen einer
,Dienststelle für eine andere seien zu erstatten. - ‘

l

Der Kläger beantragt,
„ 4

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Beklagte

zu verurteilen, dem Kläger die dem Beigeladenen für
‘

die Zeit vom 4. Oktober 4946 bis zum 25. Januar 4964

gezahlten Versorgungsbezüge bis zur Höhe der dem Bei-

ge1adenen aufgrund der Vorschriften der BVG aus Anlaß
des Arbeitsunfalles im Februar 4954 für.diese Zeit_ 54

1
1

'r‚

zustehenden Entschädigung zu ersetzen.
;
&

. Der Beigeladene stellt denselben Antrag. Er hält den Er—

satzanspruch des Klägers für begründet° '

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Nach ihrer Ansicht hat das LSG richtig entschieden. Zur

Frage des Rechtsschutzbedürfnisses tritt sie den Ausfüh-

rungen des Klägers bei. ' ' ‘
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Die zulässigen Revisionen sind nicht begründet.

Der Kläger verfolgt einen öffentlich—rechtlichen Ersatz—

ansp1uch, der in $ 84 b BVG idF des Ersten Neuordnungs—

gesetzes vom 27° Juni 4960 (BGBl I 455) seit dem‘4o Juni
4960 für die Kriegsopferversorgung gesetzlich normiert

ist, dessen Grundgedanke aber bereits vorher den internen

Ieistungsausglcich zwischen der Versorgungsverwaltung

und anderen öffentlich—rechtlichen Leistungsträgern ge—

regelt hat (BSG 46, 454, 453)„

Die Klage ist unzulässig, soweit sie auf Ersatz der dem

Beigeladenen für die Zeit vom 4° Januar 4954 an gewährten

leistungen aus der Kriegsopferversorgung gerichtet ist„

Dem Kläger mangelt es in diesem Umfang für die klage—

veise Durchsetzung des Ersatzanspruchs schon an der

Frozeßvoraussetzung des Rechtsschutzbedürfnisses

(vgl‚ Brackmann‚ Handbuch der Sozialversicherung,

1„—8„ Aufl„ SO 238 s I mit Nachweisen)° Ein Insichprozeß,
der in der Regel wegen des fehlenden Rechtsschutzbedürfw

nis:es unzulässig ist, liegt zwar nicht vor, da die Be—

teiligten nicht Institutionen desselben staatlichen

Pechtsträgers sind und auch nicht im Verhältnis des

Beauftragten zum weisungsgebundenen Auftraggeber stehen

(vgl° BSG 36, 45, 44; Brackmann aaO S" 238 w I; Peters/
Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit‚
Anno 4 b und c zu @ 70)° Ein Rechtsschutzbedürfnis ist

hier jedoch nicht gegeben, weil der Kläger für das mit

der Klage verfolgte Ziel nicht der gerichtlichen Ent—

scheidung bedarf (vgl° das zur Veröffentlichung vorge—
sehenc Urteil des erkennenden Senats vom 48„ Dezember

4
4974 —2/8/2 BU 424/72 —)„

\O‚\
_ -.
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Der Kläger führt die Kriegsopferversorgung gemäß Art" 85

des Grundgesetzes (GG) als eigene Angelegenheit durch° }

Zur Erfüllung seiner Aufgabe bedient er sich nach 5 4 des
Gesetzes über die Errichtung der Verwaltungsbehörden der

Kriegsopferversorgung vom 42° März 4954 (BGBl I 469) idF_
des 5 5 Nro 4 des Vierten Überleitungsgesetzes vom

27° April 4955 (BGBl I 489) der als Landesbehörden errich—
teten Versorgungsämter und Landesversorgungsämter° Die

dem Kläger durch das GG übertragene Vollzugskompetenz

umfaßt alle Handlungen zur Verwirklichung des BVG° Hierzu

gehören nicht nur die Feststellung und Zahlung von Lei—

stungen, sondern auch die Geltendmachung von Ersatz» und

Erstattungsansprüchen (BSG 56, 43, 45)„ Der Kläger tritt

dabei kraft eigener Rechtsstellung im eigenen Namen und

damit als Schuldner oder Gläubiger auf (vgl° SozR Nre 8

zu G 454 @ 72)„'Abweichend von dem Grundsatz des Art° 406

Abs„ 4 Nr„ 4'GGaF (vgi„ auchArt‚ 404 a Abs° 4 GG), daß
die Länder die Ausgaben tragen, die sich aus der Wahrnehmung

ihrer Aufgaben ergeben, trägt nach Art„ 420 GGder Bund
die Aufwendungen für die Kriegsfolgelasten nach näherer

Bestimmung eines Bundesgesetzes5 Diese Aufwendungen ;.
— u.a° auch die Aufwendungen für Kriegsbeschädigte —

sind

_mit Wirkung vom 4„ April 4950 an gemäß 5 4 des Ersten Ge—

setzes zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln -
Erstes ÜberleitungsG —vom-28° November 4950 (BGBl I 775)
idFvom 24. August 4954 (BGBl I 779) und vom 28" April 4955

‚(BGBl I 495) auf den Bund übergegangen. Im Ersten Uber—„
leitungsG ist auch bestimmt, daß die Ausgaben für die ein—
zelnen Kriegsfolgelasten für Rechnung des Bundes zu leisten

und die damit zusammenhängenden Einnahmen an den Bund ab—

zuführen sind (@ 24)° Träger der Versorgungslast ist somit
der Bund° Aus seinem Haushalt und nicht aus den Haushalten

der Länder werden die Ausgaben für die Kriegsopferversor—*

gung erbracht‚ Die Länder leisten die Ausgaben aus den

" - 40 _‚...;
?]
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ihnen vom Bund zur Verfügung gestellten Betriebsmitteln

in der Form, daß der Bundeshaushalt unmittelbar mit den

einzelnen Ausgaben belastet wird; die Buchung erfolgt

bei dem entsprechenden Titel des Bundeshaushaltsplanes°

Von den Aufwendungen für KriegsbesChädigte hatten gemäß

£}2 Nr„ 8 Erstes ÜberleitungsG die Länder lediglich im
Rechnungsjahr 4950 einen Anteil von 15 v.,H° aufzubringen°

Die Beträge, die S° in dem Zeitraum vom 1° Januer_■954

bis zum 234 Januar 1964 wegen seiner Unfallfolgen zu
Unrecht vom Kläger aus der Kriegsopferversorgung er-

halten hat,'sind ihm unmittelbar und ausschließlich

sus Haushaltsmitteln (allgemeinen Steuermitteln) des
Bundes zugeflossen° Ebenfalls um Haushaltsmittel han—

delt es sich bei den ■ufwendungen des Bundes als Träger

der gesetzlichen Unfallversicherung (@ 655 EVO)° Nach
@767 Abs° 2 Nr, 6 EVO gelten von den Vorschriften
über die Aufbringung und Verwendung der Mittel die

ää 725 bis 757 und 5 761 RVOnicht, wenn der Bund
Träger der Unfallversicherung ist° Diese Vorschriften_

betreffen u.a‚ die Beiträge zur Berufsgenossenschaft,

des Umlhgeverfahren und die Beitragserhebung„ Sie
gelten nicht, weil die Mittel für die Ausgaben des

Bundes als Unfallversicherungsträger nicht durch Bei—

träge, sondern durch den Bundeshaushaltsplan, somit
durch Steuern, aufgebracht werden (vgl“ Lauterbach,

Gesetzliche Unfallversicherung‚ 5. Aufl., Anm„ 9

zu @767).

Do vorliegend sowohl die Leistungen aus der Kriegs—
opfe1versorgung als auch die Leistungen aus der

Unfallversicherung aus Heushaltsmitteln des Bundes

erbracht werden, zielt der vom Kläger erhobene Er—

satznnspruch letztlich auf eine Umverteilung der

durch den Bundesheushalt für die Kriegsopferversorgung
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und für die Unfallversicherung ausgewiesenen Mittel hin.

Der eigene Haushalt des Klägers wird davon nicht berührt,

denn wegen der durch Art. 109 GG bestimmten Trennung der

Haushaltswirtschaft von Bund und Ländern ist der Ersatz—

anspruch des Klägers nicht seinem Landesvérmögen zuzu—
‘

rechnen; er ist eine Forderung des Bundes (Hamann/Lenz,

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland,
, „

3. Aufl., Anm. B Nr. 5 zu Art 85-und Anm. B Nr. 5 zu
Art; ‘

109). Zwar besteht auch in diesem Fall der grundsätzlich"

vom Kläger geltend zu machende Anspruch nach 5 81 b BVG

(vgl. Vorberg/van Nuis, Das Recht der Kriegsbeschädigten

und Kriegshinterbliebenen, IV. Teil, Stand: Mai 1972,
S. 150, 151), sofern seine materiellen Voraussetzungen

gegeben sind, was hier nicht entschieden zu werden ;

braucht. Da es sich aber bei den vom Kläger für 8. wegen
der Unfallfolgen aufgewendeten und den deswegen von der

.
Beklagten als Ersatz begehrten Mitteln um Mittel des

Bundes handelt, bedarf es für den erstrebten Leistungse

ausgleich nicht der Klage und der gerichtlichen Entschei—'

dung. Der Ausgleich kann, falls der Bund ihn im Interesse [

einer “Titel—(Kapital—)Wahrheit" überhaupt für erforder—

lich halten sollte, im internen Verwaltungswege geregelt
werden, zumal da es sich hier ausschließlich um Mittel

aus demHaushalt des BMAhandelt. ' --.’* 7r}“
.-K

/‚Im übrigen ist die Klage unbegründet.
.

' In den Akten des VérsorgA ist zwar der gesamte Rückfor-

derungsanspruch gegen den Beigeladenén —auch hinsichtlich
der vor dem 1. Januar 1951 geleisteten Beträge — in die

Nachweisung der Forderungen des Bundes aufgenommen worden
.

(5. zB Bl 258). Soweit der Haushalt des Klägers dennoch
durch die Rentenzahlungen an S. belastet werden ist,

scheitert der Ersatzanspruch für die allein noch zu beu1—

teilende Zeit bis zum 51. Dezember 1950 aber schon daran,
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daß nach dem FAG vom 3„ August 4955 (BGBl I 848) erst

f1ühestens vom 4° April 4952 an (55 47 Abs. 4, 20
Abs. 4 aaO) ein Anspruch auf Unfallrente in Betracht käme

und für die Zeit vorher die Zuständigkeit der Beklagten

.
nicht gegeben ist° Die vom Kläger angeführte Sozial-

versicherungsanordnung (BVA) Nr‚ 4 vom 29„ Januar 4947
(ArbBl_für die britische Zone 4947, 74) regelt zwar
u.a. den Beginn der Rentenzahlung an Flüchtlinge, ent—

hält jedoch keine von der allgemeinen sachlichen Zu-

ständigkeit abweichende Bestimmung-des Versicherungs—

trägers, wie sie zB in 5 7 Abs° 4 Nr. 4 FAG und 5 9
Abs. 2 und 5 FRG getroffen worden ist; demgemäß er—
hielten die Flüchtlinge Leistungen im allgemeinen '

von dem nunmehr örtlich und sachlich zuständigen

Versicherungsträger (vgl° Brackmann aaO S° 294 d I
und II)° Die mit Wirkung vom 4° April 4947 für den
’Bereich der britischen Besatzungszone errichtete

£usführungsbehörde für Unfallversicherung in der-

britischen Zone; AfUbr‚z‚ - (vgl. SVANr. 9 vom
9. Juni 4947, ArbBl für die britische-Zone 4947, 255)
ist mit_Uirkung von 4° April 4950 als Bundesausfüh— .

; rungsbehörde für Unfallversicherung —BAfU—in die
Yerraltung des Bundes überführt worden (55 4, 3
der Verdrdnung zur Überführung der AfU br‚Z° vom
44‚ Lärz 4954 —BGBlI 490_ )„ Die BAfUnimmt gemäß

‘.ä 766 BVG (vgl° auch.5 2 Abs. 4 der VO vom 44„ März
-4954) die Aufgaben des Bundes als Träger der gesetz—

lichen Unfallversicherung wahr° Ihr obliegt ferner

u.a‚ die Abwicklung der Aufgaben der AfU br.z„
(@ 2 Abs° 2 Nr„ 5 der vo vom 44‚ März 4954)‚ Auch
daraus läßt sich die Zuständigkeit der Beklagten nicht
herleiteno Denn zu den Aufgaben der AfU br‚Z‚ gehörte

es nicht, in Fällen der vorliegenden Art Unfallrente■

an Flüchtlinge zu zahlen.
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Die Vorinstanzen haben hiernach im Ergebnis zutreffend

die Klage abgewiesen. ‘ '

Die Kosténentscheidung beruht-auf % 495 Abs° 4 und 4'SGG„
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